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Schriftlicher Bericht des Vorstands gemäß § 203 Abs. 1, 2 i.V.m. § 186 

Abs. 4 Satz 2 AktG zu TOP 7 der ordentlichen Hauptversammlung der 

SCHWEIZER ELECTRONIC AG am 1. Juli 2011 über die Gründe für die 

Ermächtigung des Vorstands, das Bezugsrecht der Aktionäre 

auszuschließen 
 
Nach § 202 Abs. 1 bis 3 AktG kann der Vorstand in der Satzung für höchstens fünf Jahre nach 
Eintragung der Satzungsänderung ermächtigt werden, das Grundkapital der SCHWEIZER 
ELECTRONIC AG bis zur Hälfte des Grundkapitals, das zur Zeit der Ermächtigung vorhanden 
ist, durch Ausgabe neuer Aktien zu erhöhen. Der Vorstand kann darüber hinaus ermächtigt 
werden, bei der Ausgabe von neuen Aktien über den Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre zu entscheiden.  
 
Das Grundkapital der SCHWEIZER ELECTRONIC AG beträgt derzeit EUR 9.664.053,86 und ist 
in 3.780.000 Stückaktien eingeteilt. Es wird unter TOP 7 vorgeschlagen, den Vorstand bis zum 
30. Juni 2016 zur Ausnutzung genehmigten Kapitals in Höhe von bis zu insgesamt 
EUR 3.221.351,29 zu ermächtigen. Den Aktionären wird hierbei grundsätzlich ein Recht zum 
Bezug der neuen Aktien eingeräumt.  
 
Der Vorstand soll jedoch mit Zustimmung des Aufsichtsrates ermächtigt sein, das Bezugsrecht 
der Aktionäre auszuschließen 
 
a) für Spitzenbeträge.  
 
Der Ausschluss des Bezugsrechts hinsichtlich etwaiger Spitzenbeträge dient lediglich dazu, 
Probleme zu beseitigen, die durch einen glatten Kapitalerhöhungsbetrag gekoppelt mit einem 
glatten (praktikablen) Bezugsverhältnis entstehen. Der vorgeschlagene Bezugsrechtsausschluss 
ermöglicht mithin nur, die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen 
neuen Aktien (Spitzenbeträge) bestmöglich für die Gesellschaft zu verwerten. 
 
b) zur Ausgabe neuer Aktien gegen Bareinlagen, wenn der auf die neuen Aktien entfallende 
Anteil am Grundkapital insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Eintragung der Ermächtigung 
im Handelsregister vorhandenen Grundkapitals (EUR 9.664.053,86) und - kumulativ - 10 % des 
zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt und 
wenn der Ausgabebetrag den Börsenpreis der Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und 
Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags nicht wesentlich 
unterschreitet. 
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Diese Möglichkeit zum vereinfachten Bezugsrechtsausschluss ist in § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausdrücklich vorgesehen. Die vorgeschlagene Ermächtigung versetzt den Vorstand in die Lage, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats kurzfristig günstige Börsensituationen ausnutzen zu können 
und durch die schnelle Platzierung junger Aktien einen höheren Mittelzufluss zu erreichen. Bei 
der Ausnutzung der beantragten Ermächtigung wird der Vorstand den Ausgabebetrag so fest-
setzen, dass der Abschlag auf den Börsenpreis so niedrig wie möglich ist, d. h. voraussichtlich 
nicht mehr als 3 %, keinesfalls aber mehr als 5 % des aktuellen Börsenpreises beträgt. Durch 
diese Vorgabe ist sichergestellt, dass die bestehenden Aktionäre keiner erheblichen Verwässe-
rung ihres Anteilsbesitzes ausgesetzt sind. Bei der Berechnung der 10%-Grenze sind zudem 
anderweitige Ausnutzungen der Ermächtigung zum vereinfachten Bezugsrechtsausschluss 
gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG abzusetzen. 
 
c) zur Ausgabe neuer Aktien gegen Sacheinlagen zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, 
Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen. 
 
Die vorgeschlagene Ermächtigung versetzt den Vorstand in die Lage, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die Marktposition und die Wettbewerbsfähigkeit der Gesellschaft durch gezielte 
Akquisitionen dauerhaft zu sichern. Die Verkäufer von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 
Beteiligungen an Unternehmen erwarten häufig, die Gegenleistung in Aktien der erwerbenden 
Gesellschaft zu erhalten. Um sich bietende Chancen wahrnehmen zu können, muss die Gesell-
schaft in der Lage sein, in den internationalen und regionalen Märkten im Interesse ihrer 
Aktionäre schnell und flexibel handeln zu können. Kapitalerhöhungen durch eine Beschluss-
fassung der Hauptversammlung sind bei sich abzeichnenden Erwerbsmöglichkeiten kurzfristig 
nicht möglich bzw. würden nicht die im Rahmen von Übernahmen oder Beteiligungserwerben 
erforderliche Flexibilität gewährleisten. Die Ausgabe von Aktien gegen Einbringung von Unter-
nehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen versetzt die Gesellschaft im 
Übrigen in die Lage, Unternehmen, Unternehmensteile oder Beteiligungen an Unternehmen 
ohne Einsatz von Barmitteln zu erwerben. Die ihr zur Verfügung stehenden Barmittel kann die 
Gesellschaft damit für andere Investitionen nutzen (beispielsweise für postakquisitorische 
Umstrukturierungen, um durch Synergieeffekte die Kosten der Gesellschaft zu senken). Die 
Gesellschaft wird das Bezugsrecht der Aktionäre nur bei solchen Akquisitionen ausschließen, 
die im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegen. Vorstand und Aufsichtsrat werden 
die Erfüllung dieser Voraussetzung im Rahmen ihres unternehmerischen Ermessens sorgfältig 
prüfen. Akquisitionen sind nach Ansicht der Verwaltung dann im wohlverstandenen Interesse 
der Gesellschaft, wenn dadurch die Aktivitäten der Gesellschaft bereichert und/oder die Markt-
position bzw. die Wettbewerbsfähigkeit der Gesellschaft dauerhaft gesichert und gestärkt wird. 
Akquisitionen, die im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegen, kommen damit auch 
den Aktionären zugute, deren Bezugsrecht ausgeschlossen wird. 
 
Schramberg, im Mai 2011 
 
SCHWEIZER ELECTRONIC AG 
 
Der Vorstand 
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